Gefeh - Sammlung 
für die 


Königlichen )) 


5 


C — Nr. 58. 


Gr. 7186.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Juli 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
N liſchen Vorrechte an die Stadtgemeinde Oelde für den Bau und die Unter⸗ 
haltung einer Gemeinde-Chauſſee vom Oeldener Bahnhofe an der Cöln— 
Mindener Eiſenbahn, im Kreiſe Beckum, Regierungsbezirks Münfter, durch 
Oelde in der Richtung auf Warendorf bis zur Grenze der Landgemeinde 
Oelde. 


Maiden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von der Stadt⸗ 
meinde Oelde, im Kreiſe Beckum, Regierungsbezirks Münſter, beabſichtigten 
dnuffeemäßigen Ausbau der Straße vom Oeldener Bahnhofe an der Cöln⸗Mindener 
enbahn durch Oelde in der Richtung auf Warendorf bis zur Grenze der Land⸗ 


=! 


gabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Lehe 


a nad) den a des für die Staats⸗Chauſſeen 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
= Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Abgang 1888. (Nr. 7188—7187/ů 111 (Nr. 7187.) 


Ausgegeben zu Berlin den 18. September 1868. 
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(Nr. 7187.) Allerhöchſter Erlaß vom 14. Auguſt 1868., betreffend die Verleihung 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Lyck für den Bau und die Ante 
haltung der Kreis-Chauſſeen: 1) von Lyck über Sentken und Wyſocken 
nach Kallinowen, 2) von Wyſocken über Mykolaiken nach der Oletkoer 
Kreisgrenze bei Gutten, 3) von Sentken über Piſſanitzen nach Borsym 
men, 4) von Sybba bei Lyck oder von Lyck über Wiſchniewen nach der 
Landesgrenze bei Tworken, 5) vom Amtsvorwerke Lyck nach Claufen 1 
und 6) von Lyck nach Grabnick, im Kreiſe Lyck, Regierungsbezirk Gum. 
binnen. es 


San Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Kreide 


Chauſſeen: 1) von Lyck über Sentken und Wyſocken nach Kallinowen, 2) von 
Wyſocken über Mykolaiken nach der Oletzkoer Kreisgrenze bei Gutten, 3) von 
Sentken über Piſſanitzen nach Borszymmen, 4) von Sybba bei Lyck oder von 

Lyck über Wiſchniewen nach der Landesgrenze bei Tworken, 5) vom Amt 
vorwerke Lyck nach Claußen und 6) von Lyck nach Grabnick, im Kreiſe Loch, 
Regierungsbezirk Gumbinnen, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe 
Lyck das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grund: 
ſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchrlf, 
ten, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem gedachten Kreiſe gegen 
Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straßen das Rat 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats: 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben 
enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Er, 
hebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Ber 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur 

Anwendung kommen. 192 


i 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur sei 
/ 


Kenntniß zu bringen. 
Wiesbaden, den 14. Auguſt 1868. 


Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenpliß 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


815 

7188.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligatio⸗ 
nen des Lycker Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern, II. Emiſſion. 
Vom 14. Auguſt 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Lycker Kreiſes auf dem Kreistage 
dom 14. Februar 1868. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe 
internommenen Chauſſeebauten, außer der durch das Privilegium vom 2. Juni 
1866. (GeſetzSamml. für 1866. S. 382. ff.) genehmigten Ausgabe von Kreis⸗ 
Obligationen im Betrage von 25,000 Thalern, noch fd derlichen Geldmittel im 
Wege einer weiteren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der ge⸗ 
genden Berkage von ou Practice nba ben. Jautpnde, ‚mit Zins: 
gegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnernn⸗ 
den hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zurer⸗ 
usftellung von Obligationen zum Betrage von 100,000 Thalern, in Buch⸗un 
Inben: Einhundert Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: ur 
Ausſtellung von Obligationen zum Derrage von LU, . uch“ 
 faben: Einhundert Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 
; 10,000 Thaler & 1000 Thaler, 


15,000 - 4 500 
50000 „ & 100 
20,00 - 50 
570% 0 


5 100,000 Thaler, 
uch dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1870. ab mit wenigſtens jährlich Einem Pro⸗ 
ent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldver⸗ 
ſhreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung mit der rechtlichen e „daß ein jeder Inhaber dieſer 
Obligationen die daraus hervorgehenden echte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
ihuns nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. f 
Dias vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
elhellen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. Ze 
Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. | 
N Gegeben Wiesbaden, den 14. Auguſt 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr., zu Eulenburg. 
Zugleich für den Finanzminiſter. 


= (Nr. 7188,) | ı11* Pro⸗ 


= 
Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 


des 
Ly cker Keie e 
Lit. S 
über 
EN Thaler Preuß iſch Kurant, 


II. Emiſſion. 


Auf Szund Der inn genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
14. Februar 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 100,000 Thalern beten 
fich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Lycker Kreiſes Namens dei 
Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkünd 
bare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von .......... Thalern Preußiſch 

Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jähr⸗ 
lich zu verzinſen iſt. N 


eee eee 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht ui 
Jahre 1870. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den ge. 
tilgten Schuldverſchreibungen. Bi: 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird wu 
das Loos beſtimmt. ie Auslooſung erfolgt vom Jahre 1870. ab in den 
Monate April jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Til 85 durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche, noch 
umlaufende Sache eee zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge. 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 1 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rück 1 11 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung 1 ech, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte 
der Königlichen Regierung zu Gumbinnen, in der Königsberger Hartungſchen 
Zeitung, dem Kreisblatte des Lycker Kreiſes und dem Staatsanzeiger. 5 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbſährlchen Techn postnumerando, am 2. 8 und am 1. Juli” 


5 | — 8 15 
jeden Jahres, von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münze 


ſorte mit jenem verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück. 
1 der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, bei 
der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Lyck, und zwar auch in der nach dem Eintritt 

des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. a 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurückzu⸗ 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb 1 Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil J. 
Titel 51. N 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lyck. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Iinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt bei der eee de anmeldet und den 1 b ei der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glau 1 n 

Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 
5 Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
. auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

5 Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗ Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 

| nes zu Lyck gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
\ beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die e der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 5 

0 Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


N ER 18,3 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Lhcker Kreiſe, 


(Ar. 7188) Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Zinskupon 
(J. Serie) 
zu der 
Kreis- Obligation des Lycker Kreiſes 
II. Emiſſion 
A . 
0 RETTEN Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über ö 
N Thaler ....... Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes 3979 0 ente gegen deſſen Rückgabe in der 
Zeit vom ien BR ep. bm n bis 
e und ſpäterhin die Zinſen der vorbenanmnten a Obligation 
für das lier 1 e bi e ERRER TE t (in Buchſtaben) 
BE Thalern ..... ... Silbergroſchen bei der Wars won 
zu Lyck. 

Lyck, den ?!; 18. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Locker Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Xegierungsbezirk Gumbinnen. 


e 


zur 


Kreis⸗Obligation des Lycker Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli 


gation des Lycker Kreiſes II. Emiſſion 
Littrass, RN: u über Thaler a fünf Prozent Zinſen 


die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Lyck nach Maaßgabe der diesfälligen in der Obligation ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen. 


Lock, dnn; 18. 
Die ſtandiſche Kae fuͤr den Chauſſeebau im cker RUE 


(Nr. 7189.) 


1 
a 
2 
5 


ee 
— 819 — 


(Fr. 7189.) Allerhööchſter Erlaß vom 17. Auguſt 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an den Kreis Frankenſtein für den Bau und die Unter⸗ 
haltung einer Kreis-Chauffee von der Kreisgrenze zwiſchen Ober -Poms- 
dorf und Baitzen über Baitzen bis zum Anſchluß an die Frankenſtein⸗ 
Wilhelmsthaler Chauſſee bei Camens, im Regierungsbezirk Breslau. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Ständen 
des Kreiſes Frankenſtein, im Regierungsbezirk Breslau, beabſichtigten chauſſee⸗ 
mäßigen Ausbau der Straße von der Kreisgrenze zwiſchen Ober⸗Pomsdorf 
und Baitzen über Baitzen bis zum Anſchluß an die Frankenſtein⸗Wilhelmsthaler 
Chauſſee bei Camens genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Fran⸗ 
kenſtein das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grund⸗ 
ſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, 
in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem gedachten Kreiſe gegen Ueber⸗ 
nahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur 
Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffen⸗ 
den zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
al vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
hauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. | 


Homburg v. d. Höhe, den 17. Auguſt 1868. 
Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 71897190.) (Nr. 7190) 
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(Nr. 7190.) Allerhöchſter Erlaß vom 17. Auguſt 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 


liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kommunal⸗ 
Chauſſee von Tillendorf bei Bunzlau nach Klitſchdorf, im Kreiſe Bunzlau, 


Regierungsbezirk Liegnitz. 


Mi Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kommu⸗ 
nal⸗Chauſſee von Tillendorf bei Bunzlau nach Klitſchdorf, im Kreiſe Bunzlau, Re⸗ 
ierungsbezirk Liegnitz, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Stadtgemeinde 
unzlau das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, 
nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
dieſe Straße. Zugleich will Ich der genannten Stadtgemeinde gegen Uebernahme 
der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der fonftigen die Erhebung betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen 0 den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ; 


Homburg v. d. Höhe, den 17. Auguſt 1868. 


Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr, 7191.) 
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z. 191) Allerhöchſter Erlaß vom 17. Auguſt 1868., betreffend die Abänderung der Be- 
zeichnung der auf Grund des Privilegiums vom 16. April 1868. auszu⸗ 
fertigenden Kreis-Obligationen des Kreiſes Roſenberg. 


Al Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 10. Auguſt ex. will Ich hierdurch 
enehmigen, daß die auf Grund des Privilegiums vom 16. April 1868. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 521.) auszufertigenden, auf den Inhaber lautenden Kreis⸗ Obligationen 
des Kreiſes Roſenberg in Weſtpreußen im Betrage von 16,000 Thalern nebſt 
den zugehörigen Zinskupons und Talons, in Abänderung des dem Privilegium 
anliegenden Schemas, ſtatt der Bezeichnung „dritte Serie“ die Bezeichnung „vierte 
Emiſſion“ erhalten. 

3 Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Keenntniß zu bringen. 

{ Homburg v. d. Höhe, den 17. Auguſt 1868. 


Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Zugleich für den Finanzminiſter. 


N 
1 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den 
Miniſter des Innern. 


F Nr, 7192.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. Auguft 1868., betreffend die Verleihung der ſiska⸗ 
ER liſchen Vorrechte an die Stadt Lenzen für den Bau und die Unterhaltung 


einer Chauſſee im Kreiſe Weſt⸗Priegnitz, Re ierungsbezirks Potsdam, von 
Lenzen bis zur Elbe im Anſchluß an die Chauffee von Lenzen nach Karſtädt. 


Ausbau der Straße im Kreiſe Weſt⸗Priegnitz Regierungsbezirks Potsdam, von 
Lenzen bis zur Elbe im Anſchluß an die Chauſſee von Lenzen nach Karſtädt 
i fin die habe, verleihe Ich hierdurch der Stadt Lenzen das propriationsrecht 
flür die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur 
Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der 
für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Nohrgang 1868. (Nr. 71917193) 112. Zu⸗ 


ö Nen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemäßigen | 


— 822 — BR: 
Zugleich will Ich der gedachten Stadt, gegen Uebernahme der künftigen chat 
mäßigen Unterhaltung der Straße, das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen, die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 5 2 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefet - Sammlung zur öffentlichen f 
Kenntniß zu bringen. 


Homburg v. d. Höhe, den 19. Auguſt 1868. 
Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7193.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Auguſt 1868., betreffend die Auflöſung der Kom- 
miſſion für den Bau der Heppens⸗Oldenburger Eiſenbahn. 


ch will Sie nach Ihrem Antrage vom 19. Auguſt d. J. hierdurch ermächtigen, 

die mittelſt Meines Erlaſſes vom 1. Mai 1865. angeordnete Kommiſſion mit der 
Firma „Königliche Kommiſſion für den Bau der Heppens⸗Oldenburger Eiſenbahn“ 
aufzulöſen und die noch zu erledigenden Geſchäfte, beziehungsweiſe die Weiter⸗ 
führung derſelben der Eiſenbahn⸗Direktion in Hannover zu übertragen. ; 
Coblenz, den 23. Auguſt 1868. 5 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


rg 


(Ir. 7194.) Statut der Wieſengenoſſenſchaft zu Sotzweiler im Kreiſe Ottweiler. Vom 
28. Auguſt 1868. 


i Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de 


verordnen, auf Grund der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 

Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1843., S. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 

1853. Artikel 2. (Gefeß-Samml. vom Jahre 1853. S. 182.), nach Anhörung 

der Betheiligten, was folgt: 

8 

: Die Eigenthümer der in dem Intereſſentenverzeichniſſe des Bür ermeiſters 
Merten vom 6. Juni 1867. als betheiligt aufgeführten Grundſtücke an der 

heel, in den Flurgemarkungen 2., 3. und 7. und Diſtrikten vor dem Wald, 

| in der Erzwies und in der Reitzfurth auf dem Banne von Sotzweiler werden 

Behufs Verbeſſerung dieſer Grundſtücke durch Be- und Entwäſſerung zu einer 

Genoſſenſchaft unter dem Namen: 5 

4 Wieſengenoſſenſchaft zu Sotzweiler 

\ mit dem Wohnſitz bei ihrem jedesmaligen Vorſteher vereinigt. 


852 2 


Die Haupt⸗Be⸗ und Entwäſſerungsgräben, die Wehre und Schützen, 
überhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Verbands wieſen erforderlichen 
Anlagen werden auf gemeinſchaftliche Koſten des Verbandes gemacht und unter⸗ 
halten, nach einem Plane, welcher durch den beſtellten Wieſenbaumeiſter anzu⸗ 
fertigen und in Streitfällen von der Regierung feſtzuſtellen iſt. : 
„ Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung de. bleibt den Eigenthümern über⸗ 
aaſſen, jedoch ſind dieſelben gehalten dabei den Anordnungen des Wieſen⸗ 
beorſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten, auch können ſie die 
Ausführung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwärter des Verbandes 
für ihre Rechnung übertragen. 


$. 3. 0 

Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 

100 91 von den Genoſſen nach Verhältniß ihrer betheiligten Flächen auf⸗ 
0 gebracht. 
1 Der Bürgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
Ar. 7194) N f est 
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feſt und läßt die Beiträge von den Säumigen durch adminiſtrative Exekutlon 
zur Kommunalkaſſe einziehen. n 


Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgeführt, unter Lei⸗ 3 


tung eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeſſen zweckmäßig ift, ſollen die Arbei⸗ 
ten 910 Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen 
werden. 


Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural. 


leiſtung der Eigenthümer ausführen laſſen. In ſolchen Fällen iſt der Wieſen⸗ 
vorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Säumigen machen und 
die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt 
der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre 
Grundſtücke obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben dürfen, 


8. 4. 


ö Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre ze. muß jeder Wieſengenoſſe 
1 0 Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
egel unentgeltlich hergeben. So weit ihm der Werth nicht durch das an den 


Dammdoſſtrungen und Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vor⸗ 
theile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchädigung zu gewähren. Streikigkeiten 


ae 9 mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds richterlich entſchieden 
(efr. $. 9.). 


Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſen⸗ 
verbandes gehört, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchöffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 


Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz für baare Auslagen und 


Verſäumniß erhält jedoch der Wieſenvorſteher jährlich pro Morgen eine von der 
Verſammlung der Wieſengenoſſen zu beſchließende Vergütung. 


$. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wiefengenoffen aus ihrer 

Mitte auf drei Jahre gewählt nebſt zwei Stellvertretern für die Wieſenſchöffen. 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme, wer mehr als einen hal 

ben Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer mehr als Einen 
Morgen beſitzt, drei Stimmen. 

Der Bürgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſiz 

in derſelben. Er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an 1 a 

. ö in 
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Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 
. Wählbar iſt jeder Wieſengenoſſe, der den Vollbeſitz der Bürgerlichen Rechte 
nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat. 
5 Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen 
zu beobachten. 
0 Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Bürgermeiſter beſchei⸗ 
ligte Wahlprotokoll. 


. 75 
Der Wieſenvorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 
Er hat insbeſondere: f 
a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
e Bewäſſerungsplane mit Hülfe des vom Vorſtande erwählten Wieſen⸗ 
baumeiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen , 

b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen 
und die Kaſſenverwaltung zu revidiren 

e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Wieſenſchöffen zur Feſt⸗ 
ſtellung und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjährige Grabenſchau im April und November mit den Wieſen⸗ 
ſchöffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchöffen nöthig / 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


} In Behinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchöffen vertreten. 


. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwärter auf dreimonatliche Kündigung an, deſſen Lohn die General⸗ 
bverſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein für alle Mal be⸗ 
fümmt. Die Wahl des Wieſenwärters unterliegt der Beſtätigung des Land: 
lthes. Der Wieſenwärter iſt allein befugt zu wäſſern und muß fo wäſſern, daß 
alle Parzellen den verhältnißmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein Eigen⸗ 
thümer darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen oder überhaupt die Bewäſſerungs⸗ 
Cr. 7194) an⸗ 


— 826 — : 
anlage en ben verändern bei Vermeidung einer Konventionalſtrafe von zwei 


Thalern für jeden Kontraventionsfall. 


Der Wieſenwärter wird als Feldhüter vereidigt, er muß den Anweisungen ä 


des Wieſenvorſtehers pünktlich Folge leiften und kann von demſelben mit Ver- a 
weis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. f 


F. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewäſſerungsplanes durch 
die Regierung (efr. $. 2.) alle anderen die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. i 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes fteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 7 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. Ein 
een. Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil zahlt die 

n 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Bürgermeiſter und zwei Beiſtern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewählt. Wählbar iſt Jeder, 


der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den öffentlichen Gemeindeämtern 
wählbar tft, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. Sollte hiernach eine Wahl in der Gemeinde Sotzweiler nicht 


erfolgen können, fo kann dieſelbe durch eine Wahl von Einem reſp. zwei Mit⸗ 
gliedern aus der nächſt benachbarten Gemeinde ergänzt werden. 

Wenn der Bürgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes fein ſollte, jo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Bürgermeiſters von den Be⸗ 
theiligten erhoben werden, welche deſſen Urparteilichkeit nach dem Ermeſſen des 
Landrathes beeinträchtigen. d : 


$. 10. 


Wegen der Wäſſerungsordnung, der Grabenräumung, der Heuwerbung 
und der Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Beſtimmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 
bedrohen. 


9. 1. 


u x ee 


4 Der Wesen in: der Oberauffiht des Stans unterworfen. 


Das Aufſichtsrocht wird von dem Kreislandrathe, von der i Ms 
gierung in Trier als Landespolizeihehörde und von dem Miniſter für die land⸗n 
wirt chaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Be⸗ 


güſſen , 9 di "Zip % Je eee HHN 


$. 12. 
Abänderungen des vorſtehenden Staus können nur unter landesherrlicher 
Genehmigung erfolgen. 2 Er: 
Urkundlich unter Unferer Söchfeigenfän ändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. x 
Si SD Babelbeg, 5 28. nl 1868. 


G. 800 Wilhelm. 


ür den Miniſter für die Aundwirth⸗ a SR 
8 ſchaftlichen Angelegenheiten: Für den Juftigminifter: 


Gr. zu Eulenburg. v. Roon. 


(Nr. 7195.) 


7194-7195.) 


(Nr. 7195.) Merbödter Ellaß v vom 31. Auyuft 1868. betreffend die nde 
d Bezirks der e in Erefelb auf den ae der Ge 
Uerdingen. 


5 Au den Bericht vom 1 25. dung d. J. genehmige Ich die Ausdehnung 85 
Bez al der Handelskammer in Erefeld auf den Bezirk der Gemeinde Uerdingen, 
Von den Mitgliedern der Handelskammer und den Stellvertretern ſollen künftig. 
hin mindeſtens je einer dem Gemeindebezirk Uerdingen angehören. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen e 
zu bringen. i 


Berlin, den 31. Auguft 1868. 


Wilhelm. 
5 | Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


* 
Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der 0 Geheimen e 
(R. v. Decker). 


